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Harsche Kritik 
an Googles 
„Propaganda46
FA.Z. FRANKFURT, 27. November. 
Bundesjustizministerin Sabine Leut- 
heusser-Schnarrenberger (FDP) hat 
sich über die Kampagne des Internet­
konzerns Google gegen das geplante 
Leistungsschutzrecht verwundert ge­
zeigt. Sie sei erstaunt, dass ein marktbe­
herrschendes Unternehmen versuche, 
die Meinungsbildung zu monopolisie­
ren, sagte sie dem „Handelsblatt“. Goo­
gle hatte sich am Dienstag mit einer 
Kampagne auf seinen eigenen Web­
sites in die Diskussion über ein Geset­
zesvorhaben im Bundestag eingeschal­
tet. Das Leistungsschutzrecht zuguns­
ten von Presseverlagen bedeutet unter 
anderem, dass Google für die Darstel­
lung von Textauszügen Gebühren an 
die Verlage entrichten muss. Google 
fordert seine Nutzer auf, sich bei den 
Bundestagsabgeordneten gegen das Ge­
setz stark zu machen. Der Bundesver­
band Deutscher Zeitungsverleger 
(BDZV) und der Verband Deutscher 
Zeitschriftenverleger (VDZ) verurteil­
ten die Kampagne als „üble Propagan­
da“. Der Suchmaschinenkonzern nutze 
seine marktbeherrschende Stellung ein­
seitig für die eigenen Ziele. (Siehe Feuil­
leton, Seite 25; Kommentar Seite 8.)

Heute

Woppa Woppa*

Grund zum Feiern -  Sie haben diesmal ja  wirklich lange 
leiden müssen, unsere griechischen Nachbarn und M iteuro­
päer, weil die Eurogruppe ihre Verhandlungen über den rich­
tigen Rettungsweg besonders zäh gestalten musste, um die 
ohnehin zerbröselnde Gunst des heimischen Publikums

nicht vollends zu verspielen. Jetzt rollt der Euro wieder, und 
vielleicht wird alles einmal so enden wie die antiken Tragö­
dien in „Sonntags... nie!“, deren schreckliches Ende die be­
zaubernde Melina Mercouri stets in ein Happy End umdich-
tet. * Ausdruck orgiastischen Entzückens, seit den Voj-sokratikern in Gebrauch / Foto Cinetext

Kaum zu stoppen
Von Reinhard Müller

W ird jetzt endlich alles gut? Ein 
neues Hilfspaket für Griechen­

land (das nicht so heißen darf) -  und 
der Europäische Gerichtshof macht 
den Weg frei für die dauerhafte Euro- 
Rettung. Ganz wohl war auch den Lu­
xemburger Richtern nicht dabei. Denn 
der ESM ist ein intergouvem em enta­
les Gebilde, das die Mitgliedstaaten au­
ßerhalb der europäischen Institutio­
nen errichtet haben, für das aber ir­
gendwie doch EU-Recht gelten soll. 
Not kennt kein Gebot, das schimmert 
auch durch diese Entscheidung. Der 
Gerichtshof folgte den nationalen Re­
gierungen -  die in der Tat an vorders­
ter Front für die Staatsschuldenkrise 
und ihre (angebliche) Lösung verant­
wortlich sind. Die Bundesregierung 
hat in Luxemburg sinngemäß vorgetra­
gen, wenn diese A rt der Euro-Rettung 
etwa wegen des „Bail-out-Verbots“ ver­
boten wäre, dann wäre dies das Todes­
urteil für den Euro. Deshalb über­
rascht das Luxemburger Urteil nicht.

Aber der ESM, den auch das Bundes­
verfassungsgericht vorläufig gebilligt 
hat, ist gar nicht mehr das Hauptpro­
blem. Denn hier ist einigermaßen (so­
weit das rechtlich in diesem sumpfigen 
Gelände möglich ist) sichergestellt,

dass die Haushaltsautonomie des Bun­
destages nicht verletzt und die deut­
sche Haftungsobergrenze eingehalten 
wird. Das Problem ist die EZB. W enn 
die Zentralbank aus allen Rohren mit 
europarechtswidriger Munition feuert, 
wenn sie sich außerhalb ihres gesetzli­
chen Auftrags bewegt und Politik 
macht, dann nutzen weder alle Kon- 
trollmechanismen des ESM noch das 
deutsche (Stimm-)Gewicht viel. Die 
EZB ist zwar demokratisch legitimiert, 
aber aus guten Gründen unabhängig 
und deshalb aus nationaler Sicht selbst 
bei zweifelhaften Aktionen kaum zu 
stoppen.

Da bleibt wieder nur das Bundesver­
fassungsgericht, das freilich kaum um ­
hinkommt, den Streit über das H an­
deln der EZB zunächst dem Europäi­
schen Gerichtshof vorzulegen. Immer­
hin weisen auch die Luxemburger Rich­
ter auf die strikten Regeln zur W ah­
rung der Finanzstabilität hin. Karlsru­
he hatte angesichts des ESM von einer 
grundlegenden Umgestaltung der bis­
herigen W ährungsunion gesprochen. 
Doch würden deren „stabilitätsgerich­
tete Ausrichtung“ und die Verpflich­
tung der EZB auf die Preisstabilität 
nicht aufgegeben. Ja, es stimmt, es gibt 
Sicherungen. Aber die gab es auch 
schon früher. Europa steckt so tief in 
der Krise, weil es seine Grundsätze 
nicht ernst nahm. Also: W ehret den 
Anfängen!

Ägyptische Blockade
. Von Rainer Hermann

Ein Android 
wie du und ich?

Die Technik geht fehl, wenn sie sich 
nur aufs Kopieren konzentriert: 
Noch besteht kein Roboter den

Eurogruppe beschließt umfangreiche 
Hilfsmaßnahmen für Griechenland

D er ägyptische Staatspräsident 
wollte eigentlich die politische 

Blockade seines Landes lösen. Doch 
legte seine „Verfassungserklärung“ zu­
nächst nur weitere Steine in den Weg, 
der doch zu demokratischen Verhält­
nissen führen soll. Damit ist es unver­

Test, als Mensch unter Menschen 
durchzugehen. Feuilleton, Seite 25 Schuldenrückkauf, Zinssenkungen, Streckung der Kredite von 15 auf 30 Jahre

Wowereit scherzt wieder
Die Pannen beim  neuen Großflug­
hafen mögen den Regierenden 
Bürgermeister nicht erheitert haben. 
Aber immerhin sieht die SPD/CDU- 
Koalition Berlin nach einem Jahr im 
Aufschwung. Politik, Seite 4

Feurige Zeichen
Seit 2009 haben sich 85 Frauen und 
M änner aus Protest gegen die 
chinesische H errschaft über Tibet 
selbst verbrannt -  nicht nur Mönche 
und Nonnen. Für Peking steckt der 
Dalai Lama dahinter. Politik, Seite 5

Schwimmende Wohnheime
Bezahlbare W ohnungen für Studen­
ten werden vielerorts vorerst Mangel­
ware bleiben, sagt Bauminister Ram- 
sauer. Es würde sogar geprüft, Kaser- ' 
nen umzuwidmen. Die Länder seien 
in der Pflicht. Wirtschaft, Seite 11

Mann aus der Nebelküche
Zum ersten Mal in  seiner Karriere 
geht Arnd Peiffer als Vollprofi in  die 
neue Saison der besten Biathleten. 
Vor dem Auftakt in Östersund sind 
die Voraussetzungen für ihn besser 
denn je. Sport, Seite 23

Maschinerie des Fleisches
Der Maler Cornelis van Haarlem 
gilt als holländischer Michelangelo: 
Jetzt widmet seine Heimatstadt 
dem aufrüherischen Manieristen 
eine Ausstellung zu seinem 
450. Geburtstag. Feuilleton, Seite 27

Ethik muss auch schmecken
So viel Moral war in Ernährungsfra­
gen nie: Bei einer Tagung versuchte 
m an nun, eine vertretbare Balance 
zwischen Genussbedürfnissen, 
Em pathie und Tierliebe zu finden. 
Geisteswissenschaften, Seite N 3

Mitteilung des Verlags:
4 Seiten Verlagsbeilage „Derivate"

pwe./wmu./mas./tens. BRÜSSEL/WA- 
SHINGTON/BERLIN/ISTANBUL, 27. No­
vember. Der Weg für die Auszahlung 
einer weiteren Kredittranche an Griechen­
land ist so gut wie frei. Nach dreizehnstün­
digen Verhandlungen haben sich die 
Finanzminister der Eurostaaten am frü­
hen Dienstag in Brüssel auf ein Paket von 
Maßnahmen geeinigt, mit dem die Schul­
denquote Griechenlands schnell deutlich 
verringert werden soll. Dazu gehören ein 
von den Europartnern kreditfinanzierter 
Schuldenrückkauf Griechenlands, Zins­
senkungen und eine deutliche Streckung 
der Kredite an das Krisenlaijd-«nr45 aüf 
30 Jahre. GriechenlanDriruss damit die’ 
letzten Kredite aus d m  laufenden euro­
päischen Hilfsproamnm erst 2044 tilgen. 
Ferner sicherten me Minister zu, die Schul/

denquote Griechenlands von derzeit fast 
190 Prozent der Wirtschaftsleistung bis 
2022 auf „substantiell weniger als 110 Pro­
zent“ zu drücken. Damit ist der Streit zwi­
schen der Eurogruppe und dem IWF über 
die Tragfähigkeit der griechischen Schuld 
vorerst beigelegt.

In dem Maßnahmenbündel fehlt ein 
Schuldenschnitt der öffentlichen Gläubi­
ger. Darüber sei nicht gesprochen worden, 
sagte Finanzminister Wolfgang Schäuble. 
Das Zustimmungsverfahren zu den Be­
schlüssen im Bundestag solle bis Freitag 
abgeschlossen werden, sagte Schäuble. Er 
kündigte am Dienstag Zahlungen äus dem 
Bundeshaushalt an Griechenland an. Da­
mit will Deutschland seinen Anteil aus 
den Gewinnen der EZB abdecken, den die­
se mit in der Krise gekauften griechischen

Anleihen macht. Da die EZB ihre Gewin­
ne an die nationalen Notenbanken über­
weist, aber die Bundesbank frei über ihre 
Bilanzierung entscheidet, kann Schäuble 
den deutschen Anteil an diesen EZB-Ge- 
winnen nicht einfach nach Athen weiter­
leiten. „Das heißt, dass wir Zahlungen aus 
dem Haushalt leisten müssen“, sagte er. 
Dem stünden jedoch Abführungen aus 
dem Bundesbankgewinn in unbekannter 
Höhe gegenüber. Nach -seinen Angaben

B
iächstes Jahr 599 Millio- 
en überweisen. Zudem kä- 
:r Zinsentlastung für Grie- 
reinnahmen von 130 Mil­
den Bundeshaushalt zu, 

rk KfW auf G ew innver·^ 
'Fo rtset7jumrim7l~ weitere 
Berichte Seite 2, siehe Wirtschaft, Seite 9.)

Fillon gründet eigene Parlamentsfraktion
„Trennung auf Zeit / Machtkampf in der bürgerlichen Rechten in Frankreich eskaliert
mic. PARIS, 27. November. Der frühere 
Premierminister François Fillon hat am 
zehnten Tag des unerbittlichen Macht­
kampfes in der französischen Rechten 
eine neue parlamentarische Fraktion ge­
gründet. Ein Vermittlungsversuch Nico­
las Sarkozys mündete am Dienstag in 
dem Vorschlag, die Mitglieder der UMP 
in einem Referendum zu befragen, ob sie 
eine neue Urabstimmung über den Partei­
vorsitz wünschten. Der nach Urabstim­
mung zum Wahlsieger erklärte Jean- 
François Copé warnte die Abgeordneten, 
sich der abtrünnigen Fraktion Filions an­
zuschließen.

Fillon bestritt, dass er die Spaltung der 
Partei vorantreibe, und sagte, er kämpfe 
für „die wahre UMP“. „Wir verkörpern 
die Mitte-rechts-Union. Wir sind die

UMP. Wir sind weder geschlagen noch 
stumm“, sagte Fillon. Er beteuerte, er pla­
ne nur eine Trennun auf Zeit. Sol’ 
Jean-François Copé v. von ihm gef_. 
dert eine neue Urabstim; ng m en 
drei Monaten organisieren, Min.-«! die 
Abgeordneten umgehend in die UMP- 
Fraktion zurückkehren. Etwa 70 Abgeord­
nete hat Fillon um sich geschart, es könn­
ten noch mehr werden. Zu Filions Ge­
folgsleuten zählen viele ehemalige Kabi­
nettsmitglieder wie die frühere Haushalts­
ministerin Valérie Pécresse oder der frü­
here Forschungsminister Laurent Wau- 
quiez. Bislang sieht es aber nicht danach 
aus, als sollte Copé nachgeben. Der desi­
gnierte UMP-Präsident lehnte -  gestärkt 
durch die parteiinterne Schiedskommissi­
on -  empört das „Ultimatum“ Filions ab.

Die Schiedskommission hatte am 
Montagabend die Wahl Copés bestätigt 
und seinen Stimmenvorsprung von bis­
lang 98 auf 952 Stimmen erhöht. Fillon 
erkennt die Schiedskommission nicht an 
und hat die Justiz angerufen. Copé 
behauptete, es sei schier unmöglich, 
innerhalb von drei Monaten eine neue 
Wahl zu organisieren. Außerdem ver­
stoße eine weitere Urabstimmung gegen 
die Parteisatzung. Copé, der die 
UMP-Fraktion lange leitete, behagt die 
Abspaltung der Fillon-Gefolgsleute da­
bei überhaupt nicht, denn für die über­
schuldete Partei steht viel Geld auf dem 
Spiel: Jeder Abgeordnete bringt jährlich 
etwa 42 000 Euro staatliche Subven­
tionen in die Parteikasse. (Fortsetzung 
Seite 2.)

Proteste und 
Gewalt in Ägypten
mrb. KAIRO, 27. November. Bei Protes­
ten gegen Ägyptens Präsident Muham­
mad Mursi ist am Dienstag in Kairo ein 
Mensch getötet worden. In Seitenstraßen 
des Tahrir-Platzes lieferten sich bis in die 
Nacht hinein Jugendliche den achten Tag 
in Folge Straßenschlachten mit der Poli­
zei, die abermals Tränengas und Gummi­
geschosse einsetzte. Zehntausende An­
hänger eines oppositionellen Bündnisses 
demonstrierten derweil friedlich gegen

eine Verfassungsänderung Mursis, mit 
der der aus der Muslimbruderschaft stam­
mende Staatschef die Gewaltenteilung in 
seinem Land vorüberge id außer Kra 
gesetzt hatte. Der Richter Hub verkünde­
te, dass 99 Prozent der v hm vertu 
nen Gerichte in einen Streik gegen das 
Dekret Mursis getreten seien. Nachdem 
am Wochenende drei Menschen bei Pro­
testen ums Leben gekommen waren, hat­
ten die Muslimbrüder eine ebenfalls für 
Dienstag angesetzte Demonstration abge­
sagt, um Zusammenstöße zwischen An­
hängern und Gegnern Mursis zu verhin­
dern. (Siehe Seite 3.)

Gasofen führte zu Brand 
in Behindertenwerkstatt
rso. TITISEE-NEUSTADT, 27. Novem­
ber. Der Brand in einer Behindertenwerk­
statt in Titisee-Neustadt vom Montag ist 
auf einen Ofen zurückzuführen, aus dem 
unkontrolliert Gas austrat und verpuffte. 
Das teilte Staatsanwalt Peter Häberle am 
Dienstag mit. Die Polizei hat die 14 Opfer 
identifiziert. Demnach kamen zehn Frau­
en und drei Männer mit Behinderungen so­
wie eine Betreuerin um. (Siehe Deutsch­
land und die Welt sowie Zeitgeschehen.)
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einbar, wenn sich ein Präsident zusätz­
lich zu den exekutiven und legislativen 
Vollmachten, die er schon in Händen 
hält, auch noch die Justiz unterstellt; 
wenn er sich ein Veto gegen alle U rtei­
le der Justiz vorbehält; wenn die Justiz 
seine Dekrete aber nicht anfechten 
darf.

Mit diesem Vorgehen nährt Mursi 
Ängste, dass die Muslimbruderschaft 
eben doch einen islamischen Staat zu 
errichten trachtet. Staatspräsident 
Mursi ist gewiss demokratisch ge­
wählt. Hebt Mursi das Recht auf, das 
die Grundlage der Legitimität seiner 
Herrschaft bildet, entzieht er sich aber 
selbst den Boden. Außerdem nim m t er 
der Opposition alle Mittel und treibt 
sie auf die Straße. Die vergangenen 
Tage haben gezeigt, dass das Land in 
zwei Lager gespalten ist. Die Muslim­
brüder sagten ihre für Dienstag ange­
setzte Kundgebung zwar ab, die Oppo­
sition aber dem onstrierte gegen Mursi.

Politisch ist Mursis Vorgehen frag­
würdig. Und doch hatte er gute Grün­
de dafür. Denn Ägyptens politischer 
Prozess ist festgefahren und blockiert. 
Das alte Regime gibt sich noch immer 
nicht geschlagen, und seine Vertreter 
gewannen in den letzten M onaten wie­
der Boden. Den Aufbau einer neuen 
Ordnung untergraben drei Institutio­
nen: Die Polizei macht nicht einmal 
Dienst nach Vorschrift, so dass weiter 
nicht die Sicherheit gegeben ist, nach 
der sich jeder Ägypter sehnt; ferner dis­
kreditieren einige Medien, die mit Ge­
folgsleuten aus der Ära Mubarak be­
setzt sind, Vertreter der neuen Ord­
nung mit gezielten Falschmeldungen, 
die hängenbleiben, selbst wenn sie spä­
ter korrigiert werden; und vor allem 
torpediert die Justiz offenbar willkür­
lich die Entscheidungen des Präsiden­
ten, so dass dem Land ein Stillstand 
droht.

Eine Ironie der jüngeren ägypti­
schen Geschichte ist, dass der Hohe 
M ilitärrat zunächst die Kompetenzen 
des Präsidenten beschnitten hat, dass 
diesem dennoch alle legislativen Auf­
gaben übertragen wurden. Denn das 
Verfassungsgericht, das fest im Den­
ken des alten Regimes verharrt, hat 
die erste freie Wahl des Parlaments für 
verfassungswidrig erklärt und das Par­
lament aufgelöst. Schon zuvor hatte es 
eine erste verfassunggebende Ver­
sammlung ebenfalls als verfassungs­
widrig aufgelöst. Es ist also nicht Mur­
sis Schuld, dass alle exekutiven und le­
gislativen Vollmachten bei ihm zusam­
menlaufen. Anwenden kann er sie 
aber nicht. Denn die Gerichte annullie­
ren auch seine Dekrete, die für das täg­
liche Funktionieren des Staats wichtig 
sind. Als Folge der Blockade ist Ägyp­
ten nicht m ehr regierbar. Das Vakuum

drohte nun weiter verlängert zu wer­
den. D enn Gerüchte hielten sich, das 
Verfassungsgericht wolle die verfas­
sunggebende Versammlung auflösen 
und die Kreditvereinbarung aufheben, 
die m it dem Internationalen W äh­
rungsfonds ausgehandelt worden war 
und für die ägyptische W irtschaft über­
lebenswichtig ist.

Dem kam Mursi mit seiner Verfas­
sungsdeklaration zuvor. Nachdem er 
im August die Führung der Armee ver­
jüngt und die alte Garde unter den Ge­
nerälen abgesetzt hatte, will er nun 
das Arsenal der Justiz neutralisieren, 
jegliche Änderungen zu verhindern. 
D enn sollte die verfassunggebende 
Versammlung abermals aufgelöst wer­
den, stiege die Gefahr, dass der Über­
gangsprozess wieder um bis zu zwei

Politisch ist Mursis 
Vorgehen fragwürdig. 
Dennoch hatte er gute 
Gründe dafür.

Jahren verlängert werden könnte. Nun 
hat Mursi der verfassunggebenden Ver­
sammlung eine Frist bis zum 12. Febru­
ar gesetzt. Mit dem folgenden Referen­
dum sollen seine Vollmachten enden.

Den Vertretern des alten Regimes 
ist an einem solch schnellen Übergang 
nicht gelegen. Ihr Kalkül ist einfach: 
Würde Ägypten über Jahre nicht re­
giert, drohte entweder über „die Stra­
ße“ ein Chaos oder an der W ahlurne 
Mursis Ab wähl. In der Zwischenzeit 
könnten die Profiteure des Regimes 
Mubarak ihre unrechtmäßig erworbe­
nen Vermögen ins Ausland retten. 
Über sie hatte der G eneralstaatsan­
walt bis zu seiner Absetzung am ver­
gangenen Donnerstag seine schützen­
de Hand gehalten.

Mursi hat einen entscheidenden Feh­
ler gemacht. Dass er die Vertreter und 
Institutionen des alten Regimes nicht 
für sich gewinnen kann, liegt auf der 
Hand. Sein Vorgehen hätte er aber bes­
ser mit den Aktivisten vom Tahrir- 
Platz und der säkularen Opposition ab­
stimmen sollen, um sich ihrer Unter­
stützung zu versichern. Das hat er 
nicht ausreichend getan. Stattdessen 
trieb er die säkulare Opposition und 
das alte Regime in ein gegnerisches La­
ger zusammen, das sich zudem interna­
tionaler Unterstützung erfreut. Mursi 
hat m it seinem Vorgehen, so gerecht­
fertigt es in vielen Punkten sein mag, 
Vertrauen zerstört, das nach der erfolg­
reichen Vermittlung zur Beilegung des 
Gaza-Kriegs viele in ihn gesetzt ha t­
ten. Gewiss war Mursi innenpolitisch 
zunehmend frustriert, gewiss sieht er 
sich einer vielfach gespaltenen Opposi­
tion gegenüber, die nicht als verant­
wortlicher Akteur auftritt. Dennoch 
sollte er versuchen, die politische Blo­
ckade nicht per Dekret zu lösen, son­
dern in einem Dialog und in Verhand­
lungen.

mailto:leserbriefe@faz.de
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STREIFZUG
Ammerthal

Volkes Stimme 
unerhört

W ie hast du’s mit der direkten De­
mokratie“ -  diese politische 

Gretchenfrage quält in Bayern nicht 
nur Horst Seehofer, der kein großes Be­
hagen bei der Aussicht verspürt, im 
Wahljahr mit einem Volksentscheid zu 
den Studiengebühren konfrontiert zu 
werden. Ein Blick nach Ammerthal 
könnte ihn in der Auffassung bestär­
ken, lieber selbst zu handeln, bevor die 
Bürger das Wort haben. In der ober- 
pfälzischen Gemeinde mit ihren rund 
2100 Einwohnern tobt ein veritabler 
Wasserkrieg, obwohl dazu ein rechts­
gültiger Bürgerentscheid vorliegt.

Die Mehrheit der Ammerthaler woll­
te sich im April dieses Jahres nicht län­
ger damit abfinden, dass das im Ge­
meindegebiet gewonnene Wasser stark 
kalkhaltig und mit Pestiziden belastet 

ist. 55 Prozent 
stimmten dafür, 
dass Ammer­
thal künftig an 
das Leitungs­
netz des nahen 
Amberg ange­
schlossen wird, 
das eine Versor- 

f  gung mit Was- 
|  ser besserer 

Qualität ver­
spricht. Die Am­

merthaler, die der Überzeugung sind, 
dass auch eine Filterung des eigenen 
Wassers ein gangbarer Weg wäre, un­
terlagen; damit hätte der Streit eigent­
lich sein Ende finden müssen.

Stattdessen wird in der Gemeinde 
das Wort Bertolt Brechts, dass der Vor­
hang zu und alle Fragen offen sind, mit 
nachplebiszitärem Leben erfüllt. Die 
Befürworter des Anschlusses an Am­
berg argwöhnen, dass der Gemeinde­
rat den Mehrheitswillen torpedieren 
und so lange mit den Ambergern ver-' 
handeln will, bis die rechtliche Bin­
dungswirkung des Bürgerentscheids 
verstrichen ist. Die Streiter für die liqui­
de Unabhängigkeit der Gemeinde brin­
gen einen zweiten Bürgerentscheid ins 
Spiel, schließlich sei beim ersten nicht 
geklärt gewesen, wie teuer das Amber­
ger Wasser sein werde. Der Wasser­
krieg wird mittlerweile auf vielen poli­
tischen und juristischen Schauplätzen 
ausgetragen. In diesem Monat musste 
sich das Verwaltungsgericht Regens­
burg mit Ammerthal beschäftigen. Der 
fünfzehn Seiten umfassende Beschluss 
in fein ziselierter Juristensprache ist 
ein Beweis dafür, mit welcher Verve 
auch um kleine Geländegewinne ge­
kämpft wird. Die Annahme, dass Bür­
gerentscheide befriedend wirken, dürf­
te allenfalls noch in verstaubten Politik­
seminaren unwidersprochen bleiben.

ALBERT SCHAFFER

Attacke!

Heute
Das Rennen geht weiter
Insolvenzverwalter und Pächter der 
zahlungsunfähigen Nürburgring 
GmbH haben sich auf eine Räumung 
der Immobilien an der Rennstrecke 
geeinigt. Im Juli könnte die Formel 1 
wieder fahren. Politik, Seite 4

Wählen ä la Orbän
Ungarn, die wählen wollen, müssen 
sich künftig spätestens 15 Tage 
vor der Wahl notariell registrieren 
lassen. Das ist nicht die einzige 
Neuerung im W ahlrecht, die die 
Opposition erbost. Politik, Seite 5

Polizistin in der Kritik
Ein Polizeihund hat in Bayern sechs 
Kinder verletzt. W ie konnte es dazu 
kommen? Und muss das Tier nun 
eingeschläfert werden? Die H unde­
führer stehen vor einem Rätsel. 
Deutschland und die Welt, Seite 7

Als der Frachter brannte
Was war eigentlich los auf der 
„Flaminia“, als sie im Sommer in 
Brand geriet? E in  Zeuge beschreibt 
jetzt, wie die Katastrophe auf 
dem  Containerfrachter ablief. 
Deutschland und die Welt, Seite 7

Neu-alte Konstellation
In Südkorea will der „Anti-Politi- 
ker“ Ahn Cheol-soo nicht m ehr für 
das Präsidentenam t kandidieren. 
D am it hat er ungewollt die Chancen 
für die Konservative Park Geun-hye 
verbessert. Zeitgeschehen, Seite 8

Im Interesse Israels
Die ehemalige Entwicklungs­
m inisterin Heidemarie Wieczorek- 
Zeul appelliert an die Bundes­
regierung, nicht immer nur einseitig 
Israel zu unterstützen. Das stärke 
die Falschen. Zeitgeschehen, Seite 8

SPD lehnt schnelle Abstimmung ab
„Unzumutbar“ / Streit in Berlin über Verabschiedung der Griechenland-Hilfen

Im Gespräch: Frans Timmermans, Außenminister der Niederlande

„Wir wissen nicht, wie viel 
wir zurückbekommen“ban./sat. BERLIN, 27. November. Die 

Führung der SPD hat den Plan der Uni­
onsfraktion abgelehnt, dem von der Eu­
rogruppe ausgehandelten Hilfspaket für 
Griechenland noch in dieser Woche in 
vollem Umfang im Bundestag zuzustim­
men. „Wir können bislang nicht beurtei­
len, welche Folgewirkung diese Verstän­
digung“ habe, sagte der Fraktionsvorsit­
zende Frank-Walter Steinmeier. So äu­
ßerte sich auch der designierte SPD- 
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück. Des­
halb sei es für die Opposition „absolut 
unzumutbar“, über die Presse mitgeteilt 
zu bekommen, wann der Bundestag ent­
scheiden solle. In der SPD-Fraktion 
hieß es, frühestens am Freitag, besser 
aber in der kommenden -  an sich sit­
zungsfreien -W oche könne in einem ers­
ten Schritt der Schuldenrückkauf be­
schlossen werden. Die weiteren Be­
schlüsse -  etwa zur Zinsentlastung -  soll­
ten dann nach dem EU-Gipfel am 13. 
Dezember beschlossen werden, wenn ge­
wiss sei, dass das Schuldenrückkaufpro- 
gramm erfolgreich sei und der Interna­
tionale Währungsfonds die Maßnahmen 
weiterhin mittrage. In der Sitzung der 
Unionsfraktion machte Finanzminister 
Wolfgang Schäuble deutlich, angesichts 
der Erwartungen der Märkte gebe es ein 
Interesse an einer raschen Beschlussfas­
sung.

Europarichter 
billigen ESM
jja. BERLIN, 27. November. Die Ein­
richtung des dauerhaften Krisenfonds 
ESM verstößt nicht gegen Europarecht. 
Das hat der Europäische Gerichtshof am 
Dienstag in einem Eilverfahren entschie­
den. Zugleich urteilten die Richter, dass 
die Rettungsmaßnahmen nicht das ge­
genseitige Haftungsverbot im „Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union“ (AEUV) -  die sogenannte Nicht­
beistandsklausel (No-Bail-out) -  verlet-

Der Parlamentarische Geschäftsfüh­
rer der Unionsfraktion, Michael Grosse- 
Brömer, und die CSU-Landesgruppen- 
vorsitzende Gerda Hasselfeldt hatten zu­
vor den Eindruck erweckt, es bestehe 
Einvernehmen zwischen den Fraktions­
führungen, das Griechenland-Paket in 
dieser Woche vollständig im Bundestag 
zu beschließen. Dieses Einvernehmen 
sei bei einer Telefonschaltkonferenz in 
Aussicht genommen worden, bei der 
Schäuble die Vorsitzenden aller Bundes­
tagsfraktionen über die Brüsseler Ergeb­
nisse unterrichtete. Schäuble werde vor­
aussichtlich am Donnerstag eine Regie­
rungserklärung abgeben; danach werde 
entschieden. Allenfalls wurde nicht aus­
geschlossen, die Bundestagsdebatte für 
Freitag anzusetzen. Zur Begründung hat­
te es in der Union geheißen, der Bundes­
tag tage in der kommenden Woche 
nicht. Für den Gipfel der Staats- und Re­
gierungschefs am 13. Dezember aber be­
nötige Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) das Plazet des Bundestages. In 
der Union hieß es , nach ihren Wünschen 
solle es bei diesem Plan bleiben.

Grosse-Brömer (CDU) äußerte sich 
optimistisch, dass die Koalition eine eige­
ne Mehrheit mobilisieren könne. Die 
CSU-Landesgruppenvorsitzende Gerda 
Hasselfeldt begründete ihre Zustim­
mung mit den „deutlichen Fortschrit-

zen. Denn dieses untersage der EU und 
ihren Mitgliedsländern „nicht jede Form 
der finanziellen Unterstützung eines an­
deren Mitgliedstaats“. Die daran ge­
knüpften Auflagen müssten allerdings 
geeignet sein, das Empfängerland zu ei­
ner soliden Haushaltspolitik zu bewe­
gen. Dieses hafte außerdem seinen Gläu­
bigern weiterhin für seine Verbindlich­
keiten. Auch sieht der Gerichtshof in 
dem Rettungsfonds keine Umgehung des 
Verbots der Staatsfinanzierung durch 
die Europäische Zentralbank (EZB) 
oder die nationalen Zentralbanken. 
Wenn ein oder mehrere Mitgliedstaaten 
einem anderen EU-Land oder dem ESM

ten“, die Griechenland bei der Konsoli­
dierung seines Haushaltes gemacht 
habe. Am Montagabend war Frau Mer­
kel bei der CSU-Landesgruppe zu Gast 
gewesen. Frau Hasselfeldt sagte, nicht 
ein CSU-Abgeordneter habe die Darle­
gungen Frau Merkels kritisiert. Frau Mer­
kel habe großen Beifall bekommen.

Steinmeier hatte am Dienstagmorgen 
im ZDF gesagt: „Ich werde meiner Frak­
tion kein Verhalten empfehlen, das dazu 
führen wird, dass Griechenland kurzfris- 
t' V h t mehr z· mgsfähig ist und ge- 
g<. .,enenfalls die Eurozone verlassen 

iS .“ Die Fre »nsvorsitzende der 
tjiünen, Renate Künast, sagte: „Wir wer­
den uns die Details ansehen, und ich 
gehe davon aus, dass in dieser Woche 
entschieden wird.“ Der FDP-Fraktions- 
vorsitzende Rainer Brüderle äußerte: 
„Die Entscheidung ist ein positives Si­
gnal für die Stabilisierung der gesamten 
Eurozone.“ Bemerkungen von Steinmei­
er, Frau Künast, der Parlamentarischen 
Geschäftsführerin der Linksfraktion, 
Dagmar Enkelmann, und auch von Brü­
derle, ein „Schuldenschnitt“ für Grie­
chenland sei auf Dauer nicht ausgeschlos­
sen, wurden von der Union als „Spekulati­
on“ kritisiert. Ein Schuldenschnitt würde 
auch nicht dem deutschen und europäi­
schen Recht entsprechen, sagten Grosse- 
Brömer und Frau Hasselfeldt.

finanziellen Beistand leisteten, sei das 
nicht unzulässig.

Die Entscheidung ging auf eine Anfra­
ge des Obersten Gerichtshofs von Irland 
zurück, vor dem ein irischer Parlaments­
abgeordneter geklagt hatte. Er berief 
sich unter anderem darauf, dass die Än­
derung des AEUV, die den Euroländern 
die Schaffung des Rettungsfonds erlaub­
te ,;e ZuständigkeWn der Union erwei- 
te. abe. Deshalb tte nach seiner An­
sicht d p '  'e r tr  'sänderung nicht im „ver­
einfach . V, ähren“ -  also durch ei­
nen bloßen Beschluss der Staats- und Re­
gierungschefs -  beschlossen werden dür­
fen.

Herr Minister, im W ahlkampf vor der 
niederländischen Parlamentswahl vom 
September spielte erstmals die Europa- 
Politik eine Hauptrolle. Was bedeutet 
der Ausgang der Wahl fü r  Europa?

Obwohl es in Holland wie in Deutsch­
land eine große Europaverdrossenheit 
gibt, haben die Wähler klar gesagt: Wer 
raus aus Europa und zurück zum Gulden 
will, redet genauso Blödsinn wie einer, 
der behauptet, Europa werde nicht mehr 
kosten. Unser sozialdemokratischer Spit­
zenkandidat Diederik Samsom hat ehr­
lich gesagt, dass die Zeiten schwer wer­
den und Europa Geld kosten wird -  aber 
dass wir Europa für unsere Wirtschaft, 
für unsere Arbeitsplätze brauchen.

Die SPD macht also alles richtig, wenn 
Sigmar Gabriel offen eine „Schuldenuni­
on "propagiert?

Mein Rat an andere Sozialdemokraten 
ist: Macht nicht, was in London der La- 
bour-Chef Ed Miliband getan hat. Keiner 
traut uns, wenn wir auf einmal euroskep­
tisch werden. Steht zu Europa -  und sagt 

ehrlich, dass es 
schwierig wird. 
Die Leute spüren 
das sowieso.

2005 haben Sie 
die Volksäbstim- 

|  mung über den 
a EU-Verfassungs- 
|  vertrag beantragt, 
ä an dem Sie im 
2 Konvent mitformu­

liert hatten. Die 
Niederländer lehn­

ten ihn zu mehr als 60 Prozent ab. Hat 
sich seither etwas geändert?

Die Leute fragen noch immer: Was 
bringt uns Europa eigentlich? Die Europa­
verdrossenheit richtet sich nicht gegen 
den Binnenmarkt, sondern · gegen die 
Brüsseler Institutionen. Die Leute finden, 
dass die sich nur mit sich selbst beschäfti­
gen und nicht mit ihnen. Das sitzt tief. 
Neu ist aber, dass viele Wähler, die wegen 
ihrer Arbeitsstelle, wegen ihrer Kranken­
versicherung, wegen der Zukunft ihrer 
Kinder verunsichert sind, darauf nicht an­
tieuropäisch reagieren, sondern einse- 
hen, dass wir die EU brauchen, damit es 
bergauf geht. Bisher war es so: Wenn es 
mir gutgeht, bin ich für Europa, wenn ich 
Sorgen habe, bin ich dagegen.

Reicht das? Oder glauben Sie, die Politi­
ker müssen den Bürgern wieder die histo­
rische Dimension der europäischen E ini­
gung vor Augen führen?

Es genügt nicht, Wenn wir ausrechnen, 
was unterm Strich steht. Wenn wir nicht 
das Gefühl wiederentdecken, dass Euro­
pa eine Schicksalsgemeinschaft ist, dann 
wird Europa sehr schwierige Zeiten 
durchmachen. Der gegenwärtige Nord- 
Süd-Gegensatz ist eine Spiegelung der 
Kluft in den nationalen Gesellschaften. 
Auch zu Hause fragen die Leute: Für wen 
muss ich eigentlich so viel zahlen? Was 
habe ich davon? Darauf haben auch wir 
Sozialdemokraten noch keine abschlie­
ßende Antwort gefunden.

Und trotzdem mutet die Politik den Bür­
gern eine Transferunion zu, die sie nicht 
haben wollen?

Fillon verteidigte seine Initiative als 
„Kampf für Ehre und Rechtschaffenheit“. 
„Mein Ziel ist es nicht, zum Sieger erklärt 
zu werden“, sagte er. Aber es sei einer mo­
dernen Partei unwürdig, wenn sie Grund­
sätze des Rechtsstaates verletze. „Die 
UMP muss die Partei Frankreichs sein. 
Die Demokratie, die wahrhaftige Demo­
kratie ist die einzige Option, die wir ha­
ben“, sagte Fillon. Aus dem Büro Nicolas

Wir leben in unseren Ländern längst in 
Transfergemeinschaften. Das funktioniert 
aber nur, wenn der, der zahlt, daran denkt, 
dass er vielleicht auch einmal Hilfe 
braucht.

Müssen Sie Ihren Bürgern also sagen, 
dass auch die Niederlande einmal ein 
Griechenland werden könnten, damit Be­
reitschaft entsteht, Athen zu unterstützen?

Das geht mir zu weit. Aber sicher ist: 
Wenn Leute oder Gruppen in einer Ge­
sellschaft meinen, dass sie immer nur zah­
len und nichts davon haben, dann 
schwächt das die Solidarität -  im Sozial­
staat wie in der EU. Deshalb müssen wir 
jetzt besser erklären, dass es uns viel 
mehr Geld kosten wird, wenn es für den 
Süden schiefgeht. Warum bricht unser Ex­
port denn ein? Weil im Süden Europas 
weniger gekauft wird.

Verstehen Sie, dass die Bürger Vertrauen 
verlieren, weil sie die Wahrheit oft nur 
scheibchenweise serviert bekommen?

Klar, das haben wir im Wahlkampf gese­
hen. Von den vier Spitzenkandidaten in 
der ersten Fernsehdebatte haben drei ge­
sagt, dass wir keinen zusätzlichen Euro 
nach Athen überweisen werden. Nur Die­
derik Samsom hat .zugegeben, dass es teu­
rer werden könnte. Das haben die Leute 
nicht gern gehört, aber die Ehrlichkeit ha­
ben sie belohnt. Von dieser Haltung brau­
chen wir mehr in Europa. Das grundsätzli­
che Problem der EU in den vergangenen 
fünfzehn Jahren lautet, dass Europa zu viel 
versprochen und zu wenig geleistet hat.

Ist der Beschluss der Eurogruppe zu 
Griechenland nicht ein neues Beispiel da­
für, dass ein Teil der bitteren Wahrheit 
verschwiegen wird, weil die Debatte 
über einen Schuldenschnitt a u f später 
verschoben wurde?

Ich bin vor allem froh, dass Griechen­
land die zusätzliche Zeit bekommt, die es 
braucht, und dass wir uns mit dem Inter­
nationalen Währungsfonds einig gewor­
den sind. Leider gehört es auch zur euro­
päischen Methode, immer mit kleinen 
Schritten weiterzumachen. Ich fürchte, 
das wird auch so bleiben.

Sagen Sie den Niederländern noch, sie 
bekommen das den Griechen geliehene 
Geld zurück?

Wir wissen heute nicht, wie viel wir zu­
rückbekommen. Wir wissen nur, dass wir 
sicher nichts zurückbekommen, wenn wir 
den Griechen nicht helfen, ihre Refor­
men fortzusetzen.
Ist die harte Haltung Den Haags fü r  
eine Verminderung des EU-Haushalts 
ein Trostpflaster fü r  die Wähler?

Überhaupt nicht. In unserem Land wer­
den binnen sechs Jahren 42 Milliarden 
Euro gespart, das sind 2500 Euro für je­
den Niederländer. Dann ist es doch eine 
Unverschämtheit, wenn die EU-Kommis- 
sion oder das Europaparlament sagen, 
dass sie sieben Prozent mehr brauchen in 
den nächsten sieben Jahren. Die hohen 
Ausgaben für alte Landwirtschaftspolitik 
werden die Bürger nicht mehr mitma­
chen. Wir brauchen einen kleineren Etat 
mit einer neuen Richtung.
Die Fragen stellte Andreas Ross.

Sarkozys verlautete, der frühere Präsident 
sei des Machtkampfes in seiner Partei 
„überdrüssig“. Am Nachmittag organisier­
te er ein Gespräch Fillons mit Copé, an 
dem er selbst aber nicht teilnahm. Bei der 
Unterredung wurde die Idee geboren, die 
UMP-Mitglieder zu befragen, ob sie eine 
neue Urabstimmung über den Parteivor­
sitzenden wünschten. Weder Copé noch 
Fillon äußerten sich zunächst dazu.

Fortsetzung von Seite 1 J
Eurogruppe beschließt Hilfsmaßnahnien für Athen
Die Euro-Finanzminister stellten not­
falls weitere Zusagen zur Schuldensen­
kung in Aussicht, wenn die Griechen ei­
nen PrirääfuBerschSsTTfn^Sta^tshaus- 
halty/hlso ein Plus vor Zinszahlung 

eichen und alle Reformbedingungei 
irfüllen. Bis 2016 soll damit insgesamt 
der Schuldenstand von zuletzt knapp 
190 Prozent des Bruttoinlandprodukts/ 
auf 175 Prozent und bis 2020 a u f U  
Prozent gesenktw eatow ^rrw iTSpncht 
einer*S?il., Puaflfntpunkte niedrigeren 
Schuld im Vergleich zu den aktuellen 
Prognosen. Der IWF rückte von seiner 
Forderung nach einer Schuldenquote. 
von 120 Prozent im Jahr 2020 ab. Au 
der Habenseite kann er aber die europäi­
sche Zusage verbuchen, die Schulden­
quote bis 2022 auf „substantiell weniger 
als 110 Prozent“ zu senken.

Die Minister unterstellen, dass sne 
EZB und nationale Notenbanken im Er 
roraum sich weiter an der Finanzierung\ 
des griechischen Staatshaushalts beteili­
gen. Das geht aus einem Zahlentableau 
hervor, das als Berechnungsgrundlage 
für den Beschluss der Minister diente. 
Griechenland soll demnach bis 2014 sei­
ne Bestände an kurzfristigen Schuldti­
teln (T-bills) nicht verringern, womit 
die EZB zumindest indirekt in die Finan­
zierung einbezogen würde. Das soll 9 
Milliarden Euro zur Schließung des Fi­
nanzierungslochs beitragen. Die Finanz­
minister erwarten zudem, dass nationa­
le Notenbanken im Euroraum ihre soge­
nannten Anfa-Anlagen in griechische 
Wertpapiere beibehalten und so bis 
2016 rund 5,6 Milliarden Euro des Fi­
nanzlochs decken.

Der Finanzbedarf, den die Finanzmi­
nister durch noch nicht fixierte zusätzli­
che Maßnahmen decken wollen, beläuft 
sich nach dem Tableau auf 3,9 Milliar­
den Euro in den Jahren 2015 und 2016. 
Um die langfristigen Schuldenziele von 
124 Prozent des BIP im Jahr 2020 und 
von weniger als 110 Prozent im Jahr 
2022 einzuhalten, muss der Schulden­
stand noch durch weitere Maßnahmen 
um mindestens 5,1 Prozent der W irt­
schaftsleistung gesenkt werden.

Schäuble deutete an, es sei nicht aus­
geschlossen, dass es am Ende des zwei­

t e n  Griechenland-Programms im Jahr 
2014 eine neue Finanzlücke geben wer­
de. Er habe schon früh darauf hingewie­
sen, nicht versprechen zu können, dass 
dies das letzte Hilfspaket für Athen sei. 
Solange man weiter Kredite an Athen 
ausreiche, würde ein Schuldenschnitt 
rechtliche Fragen aufwerfen. Später kön­
ne man diese Frage „vielleicht anders“ 
jeantworten. Frankreichs Finanzminis- 
te riüerre Moscovici erklärte 
gen Zugeständnisse seien in „konstrukti- 
ver Unklarheit“ gehalten.

Die Auszahlung der nächsten europäi­
schen Kredittranche soll nach den Wor­
ten des Chefs der Eurogruppe, Luxem­
burgs Ministerpräsident Jean-Claude 
Juncker, am 13. Dezember in einer wei­
teren Sondersitzung der Eurogruppe be­
schlossen werden. Die Auszahlung soll 
schrittweise erfolgen. Zunächst be­
kommt Griechenland im Dezember 
10,6 Milliarden Euro für den Haushalt 
und 23,8 Milliarden Euro für die Ban- 
ken-Rekapitalisierung. Weitere 9,3 Milli­
arden Euro werden bis März 2013 in

drei Schritten ausgezahlt, in Abhängig­
keit von festgesetzten Reformfortschrit­
ten. Griechenland wird mit der Eini­
gung mehr Zeit zugestanden, um einen 
Primärüberschuss im Haushalt von 4,5 
Prozent zu erlangen. Das Zieldatum ver­
schiebt sich von 2014 auf 2016. Damit 
soll die Wirtschaft, die in den vergange­
nen fünf Jahren um fast 25 Prozent ge­
schrumpft ist, mehr Wachstumschancen 
erhalten.

Während Politiker der griechischen 
Regierungskoalition die Einigung über 
die aufgestockten Hilfszahlungen für 
Athen als Schritt zum Verbleib Grie­
chenlands in der Eurozone bezeichne- 
ten, kritisierte die Opposition das Ergeb­
nis der Brüsseler Marathonsitzung als 
„halbgaren Kompromiss“ und forderte 
höhere Hilfszahlungen.

„Alles ist gut gegangen. Alle Grie­
chen haben gemeinsam gekämpft. Mor­
gen beginnt ein neuer Tag für alle“ sagte 
Ministerpräsident Antonis Samaras, des­

to  Finanzminister Giannis Stournaras 
sich zurückhaltender ausdrückte: „Das 
ist kein Grund zum Feiern. Die Beschlüs­
se stellen aber eine große Chance dar, 
die sich das griechische Volk durch sei­
ne Opfer verdient hat.“ Die. Entschei­
dung biete dem Land die große Chance, 
den Teufelskreis von Rezession und 
Überschuldung zu verlassen, so Stourna­
ras. Fotis Kouvelis, Chef der kleinsten 
der drei an der Athener Koalition betei­
ligten Parteien, bezeichnete die Brüsse­
ler Beschlüsse zur Fortsetzung der Hilfs­
zahlung bei gleichzeitiger Reduzierung 
der Schuldenlast als „entscheidenden 
Schritt zum Verbleib Griechenlands in 
der Eurozone“.

Fortsetzung von Seite T

Fillon gründet eigene Fraktion

STIMMEN DER ANDEREN
Mas ist gescheitert
„Der Standard" (Wien) kommentiert die Regional­
wahl in Katalonien:

„Artur Mas ist gescheitert. Der aktuelle und künftige 
Präsident der Autonomieregierung Kataloniens hat die 
Wahlen um zwei Jahre vorgezogen. Mit dem Verspre­
chen, ein Referendum über die Unabhängigkeit der nord­
ostspanischen Region abzuhalten, lenkte er den Wahl­
kampf weg von der Krise und der gescheiterten Sozial- 
und Wirtschaftspolitik. Seine konservativ-nationalisti­
sche Convergencia i Unió (CiU) wollte sich damit an die 
Spitze einer breiten Bewegung setzen. Doch die CiU 
brach bei der Wahl ein. Stattdessen profitierte die sepa­
ratistische Republikanische Linke (ERC) von der Unab­
hängigkeitsdebatte .“

Madrid gewinnt
„Information" (Kopenhagen) sieht es so:

„Der katalanische Spitzenpolitiker Artur Mas hat bei 
den Regionalwahlen alles auf eine Karte gesetzt und 
schmerzhaft verloren. ... Der eigentliche Wahlsieger be­
findet sich nicht in Katalonien, sondern in Madrid. Hier 
kann die Zentralregierung erleichtert aufatmen und dar­
auf hoffen, dass die Wirtschaft in den kommenden vier 
Jahren wieder so auf die Beine kommt, dass in den Re­
gionen alle Gedanken an Selbständigkeit ganz' still wie­
der vergessen werden.“

Angekündigtes Scheitern
Der „Tages-Anzeiger“ (Zürich) schreibt zum Flug­
lärmabkommen mit Deutschland:

„Deutschland will Nachverhandlungen zum Fluglärm­
abkommen -  aber man kann diese Forderung getrost 
auch als ,angekündigtes Scheitern' bezeichnen. Es ist 
nur schwer vorstellbar, dass dieser Vertrag noch zu ret­
ten is t... Die Rechnung ist simpel. Lehnt Deutschland 
den Staatsvertrag ab, wäre es höchst unanständig, die 
heute geltende Einschränkung für Anflüge über Süd­
deutschland zu verschärfen. Sagt aber die Schweiz nein 
zum Abkommen oder zu Nachverhandlungen, so könnte 
das als willkommener Vorwand für eine weitere Ver­
schärfung dienen. Will (Bundesrätin Doris) Leuthard 
den Vertrag noch retten, braucht s Iso beträchtli 
Geschick in den kommenden Verhandlungen. Nimmt 
man zum Maßstab, was bisher gesc ., ist leide, er 
das Gegenteil zu erwarten.“

Klassische Notlandung
Die „Badische Zeitung“ (Freiburg) meint:

„Als Vertreter der Bundesregierung wollte Peter Ram- 
sauer endlich einen lästigen Streitpunkt mit der Schweiz 
ausräumen. Es zeigte sich, dass er dabei über die Einwän­
de der Anlieger in Südbaden in großer Freiheit hinwegse­
gelte -  und sich prompt so viel Widerstand einhandelte, 
dass er nun eine klassische Notlandung hinlegen musste. 
Nichts anderes bedeuten das Aussetzen der Ratifizierung 
und die Ankündigung neuer Gespräche zur Nachbesse­
rung des Abkommens. ... Die Aussichten für diese Ge­
spräche sind ziemlich düster. Denn ohne Änderungen 
am Vertragstext werden sich manche Streitpunkte nicht 
aus der Welt schaffen lassen. Die Schweiz ist aber nur zu 
ergänzenden Erklärungen bereit.“

Schlechte Aussichten für die Region
„ Corriere della Sera “ (Mailand) blickt mit großer Sor­
ge nach Ägypten:

„Falls Ägypten sich zu einer islamischen Diktatur ent­
wickelt, wird das den gesamten Mittleren Osten beein­
flussen. Die Muslimbrüder werden dann, mit den salafis- 
tischen Extremisten im Gefolge, die mächtigste und am 
weitesten verbreitete Macht. Wie viel Zeit wird dann nö­
tig sein, bis sich in der ganzen Region die antiwestlichen 
Kräfte wieder neu aufgereiht haben? Vom Schicksal Isra­
els ganz zu schweigen. Der übliche Zufluss amerikani­
scher Dollar dürfte dann nur schwerlich ausreichen, um 
einen Nahen und Mittleren Osten unter Kontrolle zu hal­
ten, der immer mehr eingezwängt ist zwischen dem ira­
nischen schiitischen Radikalismus und den verschiede­
nen Formen des sunnitischen Integralismus.“

Mursi muss auf Machtbefugnisse verzichten
„El Pais“ (Madrid) sieht es so:

„Ägypten ist der Schauplatz einer politischen 
Schlacht, die nicht nur für das bevölkerungsreichste ara­
bische Land, sondern auch für die Nachbarstaaten von 
enormer Bedeutung ist. Die Kontrahenten sind Staats­
präsident Muhammad Mursi und das alte Regime. Die­
ser Kampf bedeutet aber auch einen Konflikt zwischen 
Islamisten und jenen laizistischen Kräften, die maßgeb­
lich zur Revolution gegen Husni Mubarak beigetragen 
hatten. Mursi sollte Machtbefugnisse abgeben, die noch 
an das Mubarak-Regime erinnern. Bei den jüngsten Aus­
einandersetzungen geht es darum, ob Ägypten eine isla- 
mistische Republik wird oder nicht. Der Staat muss un­

bedingt das Vertrauen im In- und Ausland zurückgewin­
nen. Sonst waren all die Opfer der Revolution vergeb­
lich.“

Demokratie und Religion
„Der Tagesspiegel “ (Berlin) wird grundsätzlich:

„Eine islamische Republik? So nennt sich auch die ira­
nische Diktatur. Unter Missbrauch der Religion. Denn 
in Wahrheit ist sie islamistisch, also religiös totalitär. 
Eine Demokratie, in der Muslime (oder Christen, Juden, 
Hindus) die Bevölkerungsmehrheit bilden und die All­
tagskultur prägen, ist eine Demokratie: wenn die Mehr­
heit andere Religionen, Parteien, Meinungen zulässt. 
Wenn Muslime auch das Recht haben, die Religion zu 
wechseln oder Atheisten zu werden. Wenn Frauen die­
selben Rechte wie Männer besitzen. Wenn Recht und 
Justiz unabhängig sind von Regierung und Religion. So 
einfach ist das und so schwer. Für Muhammad Mursi wo­
möglich ein Menetekel.“

Absurd
Das „Straubinger Tagblatt“ blickt kritisch au f die Kli­
makonferenz in Doha:

„Dass der internationale Klima-Jetset -  20 000 UN- 
Leute, Vertreter von Regierungen und Nichtregierungs­
organisationen sowie Journalisten -  diesmal ausgerech­
net in Doha eingeschwebt ist, um zwei Wochen lang 
über die Rettung der Welt zu debattieren, führt die Ver­
anstaltung fast ad absurdum. Benzin wird in Qatar nahe­
zu verschenkt, die Klimaanlagen laufen auf Hochtouren. 
Und in den Konferenzsälen wird viel heiße Luft produ­
ziert.“
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Zweifel an der Tragfähigkeit 
der neuen Griechenland-Beschlüsse
Ein Paket zur Wiedervorlage / Antworten auf die wichtigsten Fragen

Mondschein über Athen: Ein Lichtblick in dunklen Zeiten Foto Reuters

Kammern legen
Kennzahlen
offen
ami. BERLIN, 27. November. Unter 
dem Druck wachsender Transparenz­
forderungen von Politik und W irt­
schaft, nicht zuletzt auch den soge- 

, nannten „Kammerrebellen“, veröffent­
lichen die 80 Industrie- und Handels­
kammern (IHK) ab sofort wesentliche 
Kennzahlen ihrer Arbeit im Internet. 
Damit sei nicht nur ein Vergleich von 
Kosten und Aktivitäten der Kammern 
möglich, sie gäben damit einen „umfas­
senden Einblick in ihre Struktur, Ar­
beit und Finanzen“, sagte der stellver­
tretende Hauptgeschäftsführer des 
Dachverbands DIHK am Dienstag in 
Berlin. Im Laufe des nächsten Jahres 
sollen auf der Internetseite (www.ihk- 
transparent.de) auch in drei Stufen An­
gaben über das Gehaltsgefüge’ in den 
Kammern veröffentlicht werden. Orga­
nisationen, die sich über Zwangsgebüh­
ren finanzierten, müssten zu jeder Zeit 
die Frage beantworten können, was sie 
mit dem Geld der Mitglieder anfingen, 
sagte der Hauptgeschäftsführer der 
IHK Konstanz, Claudius Marx. Im 
Netz lässt sich deshalb nun herausfin­
den, dass drei von vier Betrieben Klein­
gewerbetreibende sind, dass sich im 
Schnitt nur jeder Neunte an den Kam­
merwahlen beteiligt, dass die Pensions­
rückstellungen sich auf 945 Millionen 
Euro belaufen und der durchschnittli­
che Beitragssatz der zahlenden IHK- 
Mitglieder bei 320 Euro liegt, wobei im 
Handelsregister eingetragene Firmen 
auf 595 Euro kommen. Ein Drittel der 
vier Millionen Unternehmen, die ihr 
Geld in Industrie, Handel Oder mit 
Dienstleistungen verdienen, sind dage­
gen ganz von Zahlungen befreit. Die 
Daten unterscheiden sich je nach Kam­
merbezirk, etwa bei den Kosten für die 
Abschlussprüfungen für 350 Ausbil­
dungsberufe. Ohne die Prüfungen der 
Kammern, heißt es bei DIHK, entstün­
den dem Staat Zusatzkosten in dreistel­
liger Millionenhöhe.

Heute
Kein Kind der CSU
Wer das Betreuungsgeld für eine 
Erfindung aus Bayern hält, der irrt. 
In Skandinavien gibt es die Prämie 
schon lange. Auch im Norden ist sie 
höchst um stritten. Seite 10

Schiff für Studenten?
In Deutschland gibt es zu wenige 
günstige Wohnungen für Studenten. 
Bauminister Ramsauer prüft nun die 
Umwidmung von Kasernen, Zollge­
bäuden und Hotelschiffen. Seite 11

Unternehmen
Deka will sich transformieren
Die Fondsgesellschaft der 
Sparkassen bietet künftig auch 
Private-Banking-Anlagen an u n d ' 
macht so der eigenen Finanzgruppe 
Konkurrenz. Seite 16

Eine Pille für die Forschung
Die Kosten für die Entwicklung 
neuer Arzneimittel steigen rasant. 
Der belgische Konzern UCB glaubt 
das Rezept gegen den teuren Trend 
gefunden zu haben. Seite 15

Konstanz 
im Übergang
Elisse W alter wird 
die neue Präsidentin 
der am erikanischen 
Börsenaufsicht SEC. 

Präsident Barack Obama geht mit 
ihr den Weg des geringsten 
W iderstandes. Seite 14

/

Erfolgreich gegen Korruption
Bestechung ist auch in Deutschland 
kein Fremdwort. Der Kampf 
dagegen zeige jedoch W irkung, 
lautet das Fazit einer Studie über 
W irtschaftskriminalität. Seite 13

Schwierige Selbstanzeigen
Steuerberater und Finanzbeamte 
hadern mit den Schwierigkeiten, die 
die Erhöhung der Hürden für straf­
befreiende Selbstanzeigen ausgelöst 
hat. Recht & Steuern. Seite 19

wmu./pwe./mas./ruh. BRÜSSEL/WA- 
SHINGTON/BERLIN/FRANKFURT,
27. November. Dreizehn Stunden dauerte 
es, bis die Euro-Finanzminister ein Paket 
geschnürt hatten, mit dem die Finanzie­
rungslücke im griechischen Hilfspro­
gramm vorerst geschlossen wird und die 
griechische Staatsschuld deutlich gesenkt 
werden kann. Damit sind die Vorausset­
zungen fast erfüllt, um die nächsten 
Tranchen des internationalen Hilfspro­
gramms auszuzahlen. Auch viele Teilneh­
mer an der Marathonsitzung konnten frei­
lich kaum erklären, was wirklich beschlos­
sen wurde. In Brüssel wird auch bezwei­
felt, dass eine dauerhaft tragfähige Lö­
sung gefunden ist. Erste Antworten auf 
die wichtigsten Fragen zur neuen Grie­
chenland-Entscheidung:

Wie soll die griechische Finanzierungslü­
cke geschlossen werden?

Erstens erhält Griechenland Kredite 
für ein Schuldenrückkaufprogramm. 
Zweitens werden die Zinsen, die Grie­
chenland auf Kredite aus früheren Pro­
grammen zahlen muss, abermals gesenkt. 
Drittens erlässt der Krisenfonds EFSF 
Griechenland 10 Basispunkte der Garan­
tiegebühren für die zugesagten Kredite. 
Viertens wird die Laufzeit der bilateralen 
und der EFSF-Kredite verlängert, die 
Zinszahlungen werden gestundet. Fünf­
tens verpflichten sich die Euro-Staaten, 
vom Haushaltsjahr 2013 an die Gewinne 
ihrer nationalen Notenbanken aus der 
Griechenland-Rettung Athen zu geben.

Wie funktioniert der Schuldenrückkauf?
Der griechische Staat soll eigene Anlei­

hen, die weit unter Ausgabewert gehan­
delt werden, zurückkaufen. Für Athen 
sinkt damit die Schuldenlast, kann es 
doch im Idealfall die derzeitigen Anlei­
hen zu einem Marktwert von etwa 
35 Cents je Euro zurückkaufen.

Wie soll der Schuldenrückkauf fin a n ­
ziert werden?

Die Finanzierung erfolgt „innerhalb 
des Programms“. Der Krisenfonds EFSF 
soll das im laufenden Griechenland-Pro­
gramm noch nicht ausgezahlte Geld vor­
strecken. Dafür sollen etwa 10 Milliarden 
Euro zur Verfügung stehen.

Welchen Betrag zur Schuldenreduktion 
erbringt der Schuldenrückkauf?

Das lässt sich erst nach dem 12. Dezem­
ber sagen, wenn das Rückkaufprogramm 
abgeschlossen ist. Es liegt entscheidend 
daran, zu welchem Kurs die Regierung in 
Athen die Altschulden, die zu einem gu­
ten Teil bei griechischen Banken liegen, 
zurückkaufen kann. Zu erwarten ist, dass 
der Kurs der Staatsanleihen in Erwartung 
des Rückkaufs steigen wird.

Welche Rolle spielt die Notenbank bei 
der Finanzierung?

Die Mitgliedsländer überweisen vom 
Jahr 2013 an einen Betrag, der den Erträ­
gen der nationalen Notenbanken aus den 
von ihnen im Rahmen des ersten Anleihe­
kaufprogramms erworbenen grie­
chischen Schuldtiteln entspricht, auf ein 
Sonderkonto. Diese Summe wird auf 
11 Milliarden Euro geschätzt. Mit dieser 
Verpflichtung ist allerdings kein Eingriff 
in die Gewinnermittlung der nationalen 
Notenbanken verbunden. „Wir werden 
solche Erträge bei der Gewinnermittlung 
weder verstecken, noch umgekehrt sorg­
los bilanzieren, um höhere Gewinne aus­
zuweisen“, sagte ein Sprecher der Bundes­
bank. Die griechischen Staatsanleihen, 
die zu Kursen deutlich unter dem Nenn-

bbth. BERLIN, 27. November. Für die 
Pflege eines Angehörigen müssen Fami­
lie und Patient im Schnitt 31000 Euro aus 
der eigenen Tasche aufbringen. Damit 
übernehmen sie fast die Hälfte der Ge­
samtkosten. Aus der Pflegeversicherung 
kommen noch einmal 33 000 Euro dazu. 
Diese Durchschnittswerte hat Deutsch­
lands größte Krankenkasse Barmer/GEK 
in ihrem am Dienstag vorgestellten Pflege­
report 2012 errechnet. Darin wurden 
nach ihren Angaben erstmals die Kosten 
beziffert, die Pflegebedürftige über ihre 
Lebenszeit verursachen. Grundlage war 
der Vergleich von 2000 Pflegepatienten.

Demnach brachten die Angehörigen 
im Jahr 2009 jeden Monat 339 Euro für 
die Pflege ihres Familienmitglieds in der 
niedrigsten Pflegestufe 1 auf -  zusätzlich 
zum Pflegegeld. Die Autoren der Studie 
prognostizieren, dass sich dieser Betrag 
binnen 3 Jahren auf 407 Euro erhöhen 
wird. Nur in der höchsten Pflegestufe 3 -  
die für stationäre Pflege gewährt wird -  
soll der Eigenanteil konstant bleiben.

Gerade die Anzahl der Menschen mit 
Pflegestufe 1 hat sich allerdings seit 1996

wert gekauft wurden, werden in den Bi­
lanzen des Eurosystems zu fortgeführten 
Anschaffungswerten bilanziert. Der bilan­
zierte Wert erhöht sich also allmählich, 
bis er kurz vor der Tilgung fast dem Nenn­
wert entspricht. Diesen und anderen Er­
trägen stehen allerdings auch Aufwendun­
gen gegenüber, unter anderem für die Risi­
kovorsorge der Notenbanken, die im Lau­
fe der Krise stark gestiegen ist.

Gibt es weitere Beiträge der EZB?
In den Tagen vor der Einigung wurde 

erwartet, dass Griechenland zusätzliche 
Emissionen von kurzlaufenden Schuldti­
teln erlaubt werden. Das würde allerdings 
nur funktionieren, wenn den grie­
chischen Banken, die als Käufer in Frage 
kommen, von der EZB mehr Spielraum 
bei der Beleihung solcher Titel einge­
räumt würde. Von einer Ausweitung des 
Notkreditprogramms ELA (Emergency 
Liquidity Assistance), die dafür wohl not­
wendig wäre, ist im Kommunique der Eu­
rogruppe jedoch nichts zu lesen. Eine 
ELA-Ausweitung ist damit aber nicht 
vom Tisch. Möglicherweise gelten zusätz­
liche ELA-Kredite als eiserne Reserve. 
Diese müsste nicht in Anspruch genom­
men werden, wenn private Investoren we­
gen des Hilfsprogramms und der Rekapi- 
talisierung griechischer Banken wieder 
Vertrauen schöpfen und ihnen und dem

mehr als verdoppelt, wohingegen die an­
deren beiden Stufen nahezu konstant ge­
blieben sind. Nach Angaben des Gesund­
heitsministeriums bezogen zuletzt 2,5 Mil­
lionen Menschen Leistungen aus der Pfle­
geversicherung, davon wurden 1,7 Millio­
nen Menschen ambulant versorgt.

Rolf-Ulrich Schlenker, der Vize-Vor- 
standsvorsitzenden der Barmer GEK, sag­
te, die Zahlen belegten, dass „die Pflege­
versicherung immer eine Teilkaskoversi­
cherung war, ist und bleiben wird“. In der 
Studie wird außerdem hervorgehoben, 
dass die Versorgung von Frauen mit im 
Durchschnitt 84000 Euro doppelt so teu­
er ist, wie die von Mär 'tn  (42000 
Euro). Entsprechend höhei ,id auch die 
Eigenanteile. Für Frauen betragen sie 
45 000 Euro, für Männer 21000 Euro. Das 
sei darauf zurückzuführen, dass Frauen 
länger lebten und deshalb auch meist län­
gere Heimaufenthalte benötigten.

Die Forscher sagen außerdem voraus, 
dass die Anzahl der Pflegebedürftigen in 
den kommenden Jahren langsamer stei­
gen wird als im vergangenen Jahrzehnt. 
Während sich die Zahl 2010 noch um

griechischen Staat wieder Kredit geben. 
Geht diese Rechnung jedoch nicht auf, 
dann könnte der Druck wieder auf der 
EZB lasten.

Steht schon endgültig fest, dass Grie­
chenland die volle Kreditsumme erhält?

Nein. Sowohl die Eurogruppe wie der 
IWF entscheiden darüber erst nach dem 
12. Dezember. Die Geschäftsführende Di­
rektorin des Fonds, Christine Lagarde, 
macht die Zustimmung davon abhängig, 
dass der Schuldenrückkauf griechischer 
Anleihen erfolgreich ist. Die Eurogruppe 
will schrittweise auszahlen. Zunächst soll 
Griechenland im Dezember nur 10,6 Mil­
liarden Euro für den Haushalt und 
23,8 Milliarden Euro zur Banken-Rekapi- 
talisierung erhalten. Weitere 9,3 Milliar­
den Euro werden bis März 2013 in drei 
Schritten ausgezahlt, in Abhängigkeit von 
Reformfortschritten Griechenlands.

Wie viel Zins muss Athen noch zahlen?
Die Zinssätze wurden um 100 Basis­

punkte gesenkt. Damit zahlt Griechen­
land nur noch 50 Basispunkte über dem 
Euribor-Satz, derzeit etwa 0,7 Prozent.

Beteiligen sich alle Staaten an den Z ins­
senkungen?

Nein. Die „Programmländer“ Portugal 
und Irland sind ausgenommen. (Fortset­
zung Seite 10.)

3 Prozent jährlich erhöhte, sei 2011 erst­
mals ein gebremstes Wachstum festge­
stellt worden. Bis 2030 werde der Zu­
wachs auf nur noch ein halbes Prozent im 
Jahr zurückgehen. Schlenker rief daher 
dazu auf, die Pflegeproblematik nicht zu 
dramatisieren, insbesondere da in den 
Kassen noch rund 5 Milliarden Euro Re­
serven lägen. Dennoch müsse die finan­
zielle Basis der Pflegeversicherung ver­
breitert werden.

Kritisch äußerte er sich zu der von der 
Regierung beschlossenen Pflegereform. 
Demnach sollen private Pflegezusatzver­
sicherungen von Januar an mit bis zu 
60 Euro im Jahr staatlich bezuschusst wer­
den, wenn der Kunde mindestens 120 
Euro in den Vertrag selbst einzahlt. Die 
Verordnung zur Umsetzung des Gesetzes 
will das Bundeskabinett an diesem Mitt­
woch verabschieden. Schlenker nannte 
den Förderbetrag von 5 Euro im Monat 
unzureichend und einen Tropfen auf den 
heißen Stein. Die Reform beinhaltet auch 
eine Beitragserhöhung um 0,1 Punkte 
von Januar an zur Finanzierung zusätz­
licher Hilfen für Demenzpatienten.

Familien tragen die Hälfte der Pflegekosten
Pflege kostet Angehörige im Schnitt 31000 Euro / Studie
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Grenzenlose Haftung Durchsichtig
Von Joachim Jahn Von Andreas Mihm

W er Europarecht sät, wird Urteile 
aus Luxemburg ernten, hat der 

frühere Bundesverfassungsgerichtsprä­
sident Hans-Jürgen Papier einmal ge­
sagt. Nun darf man ergänzen: W er den 
Europäischen Gerichtshof fragt, darf 
sich über die Antwort nicht wundern. 
Die Europarichter haben den Krisen­
fonds ESM im Blitzverfahren gebilligt 
-  ohne W enn und Aber. D er „Rechts­
akt“ (wie es im Brüsseler Jargon 
heißt), der selbst aus Luxemburger 
Sicht die Kompetenzen der europäi­
schen Institutionen überschritte, muss 
erst noch erfunden werden. Die Rich­
ter haben zugleich der Heerschar von 
Klägern vor dem Bundesverfassungs­
gericht im laufenden Hauptsachever­
fahren gegen den ESM ein wichtiges 
Argument aus der Hand geschlagen. 
Denn ihrem Urteil zufolge verletzen 
die ewigen Rettungspakete nicht das 
Haftungsverbot, mit dem man einst 
die Deutschen zum Verzicht auf die 
D-Mark bewegt hat. Über diese Ein­
schätzung dürfen sich die Karlsruher 
Verfassungshüter nun nicht m ehr hin­
wegsetzen, denn das Europarecht be­
sitzt „Anwendungsvorrang“ -  selbst ge­
genüber nationalem Verfassungsrecht. 
Man darf gespannt sein, was dem Ver­
fassungsgericht in seinem endgültigen 
Entscheid zur Rolle der EZB einfällt.

A uch wenn sich der fürsorgende 
Staat auf dem Vormarsch befin­

det, wesentliche Strukturen in W irt­
schaft und Gesellschaft sind seinem 
-direkten Zugriff verwehrt. Die Sozial­
versicherungen verwalten die sie fi­
nanzierenden Arbeitgeber und Ge­
werkschaften in Teilen selbst; in  der 
W irtschaft regeln Handwerks- sowie 
Industrie- und H andelskam m ern Aus­
bildung und Zulassung im Staatsauf­
trag. Das ist gut, nicht nur weil der 
Staat damit Millionenbeträge spart, 
sondern weil er Aufgaben an dafür ge­
eignete Stellen delegiert. Das ist rich­
tig verstandene Subsidiarität. Aber 
daraus erwächst m ehr als nur das 
Recht der Kammern, Zwangsbeiträge 
zu kassieren. Es beinhaltet die Pflicht, 
Rechenschaft abzulegen und sich an 
anderen messen zu lassen. Das wird 
künftig einfacher, weil die 80 Indus­
trie- und Handelskammern über ihre 
Aktivitäten, Kosten und Beiträge in ei­
nem  Internetportal berichten. Nur mit 
Transparenz können sie um Akzep­
tanz bei ihren skeptischen Zwangsmit­
gliedern und in der Politik werben 
und langfristig ihre Rolle bewahren. 
Das Projekt, sich durchsichtig zu m a­
chen, ist so lobenswert, dass niem and 
etwas dagegen gehabt hätte, wenn sie 
früher auf die Idee gekommen wären.

Mehr Kredit für null Zins
Von Holger Steltzner

D ie nächsten 44 Milliarden Euro 
fließen nach Athen. Die Erleich­

terung über den Kompromiss im 
Streit zwischen der Eurogruppe und 
dem Internationalen W ährungsfonds 
ist in Brüssel, Berlin, Paris oder Wa­
shington größer als die Sorge um  die 
Bedienung der Kredite durch G rie­
chenland. Formal können die „Retter“ 
an der Illusion der Schuldentragfähig­
keit festhalten, weil sie die Rückzah­
lung der Kredite auf den Sankt-Nim­
merleins-Tag verschieben. Außerdem 
wird die Zahlung von Zinsen für ein 
Jahrzehnt gestundet, das bringt eine 
zusätzliche Erleichterung von eben­
falls 44 Milliarden. D ieser Verzicht 
geht richtig ins Geld, weil inzwischen 
die Gesamtsumme der Finanzhilfen 
mit 246 Milliarden Euro gewaltig ist. 
Darüber hinaus wird der später viel­
leicht zu zahlende Zins auf fast null 
Prozapi-geTlrOCKt^SeWjeßlich wird die 
Auszahlung von künftigen Kreditra- 
fe n  vorgezogen. Durch solche und an­
dere Buchungstricks drücken die „Ret­
ter“ die Schuldenquote Griechenlands 
auf das vom W ährungsfonds ge­
wünschte Niveau. _
■ Mit  geschw igfernG eld  und vager 
Aussicht auf eventuelle Rückzahlung 
durch die nächste G eneration kann 
A then gut neue Schulden machen. 
Nach dieser Krisenverhandlungsnacht 
kann auch der Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble nicht länger be­
haupten, die „Euro-Rettung“ koste 
kein Geld. Die Stundung von Zinsen 
ist ein Forderungsverzicht und damit 
eine Spielart des Schuldenschnitts, 
der politisch so nicht genannt werden 
darf, damit die Finanzm inister aus 
Deutschland, Finnland und den Nie­
derlanden ihr Gesicht nicht verlieren. 
Dem Gläubiger und dam it letztlich 
dem Steuerzahler kann es am Ende 
egal sein, ob er auf die Rückzahlung 
oder die Zinsen oder auf etwas von bei- 
dem verzichten muss.

Da die Geberländer für ihre Kredite 
an Griechenland selbst Kredite auf­
nehm en und Zinsen zahlen müssen, 
werden also Transferzahlungen in Mil­
liardenhöhe nach A then überwiesen. 
Aber auch das darf man in Deutsch­
land politisch nicht aussprechen, weil 
sonst angeblich die Zustimmung des 
Bundestags für die Hilfe gefährdet 
wird. Umso lauter reden deutsche Poli­
tiker von harten Auflagen, obwohl sie 
doch Geld verschenken. Da waren die 
„Retter“ schon mal ehrlicher, als sie 
die privaten Gläubiger zum Schulden­
schnitt zwangen. Obwohl die Staats­
schuld nun wieder so hoch ist wie vor 
dem Schnitt, tun die Illusionskünstler 
weiter so, als könne Griechenland die 
Kredite irgendwann zurückzahlen. 
Als Argument gegen den eigentlich 
notwendigen Schuldenschnitt auch 
für öffentliche Gläubiger führt Schäub­
le ausgerechnet das deutsche Haus­
haltsrecht an, das angeblich die Verga­
be neuer Kredite verbiete, wenn die 
Rückzahlung fraglich sei. Das hält ihn 
aber nicht davon ab, die nächste

Tranche anzuweisen. Schäuble wird 
wohl auch kaum aufs Haushaltsrecht 
pochen, wenn Zypern wie gewünscht 
als erste Hilfe einen Kredit in Höhe 
seines jährlichen Bruttoinlandspro­
dukts bekommen wird, obwohl in  die­
sem Fall sogar der Bundesnachrichten­
dienst vor der W äsche von russischem 
Schwarzgeld warnt.

Wie viel der geplante Schuldenrück­
kauf durch die griechische Regierung 
bringen wird, weiß niemand. Im Zah­
lentableau der Eurogruppe steht für 
den Kauf der am Markt umlaufenden 
Staatsanleihen mittels neuer Kredite 
aus dem Euro-Krisenfonds ESM der 
Schlusskurs der letzten Woche. Kaum

Geschenktes Geld und 
Buchungstricks retten 
Griechenland nicht aus 
dem Schuldensumpf.

anzunehm en, dass sich Hedgefonds 
oder andere Anleihebesitzer damit ab­
speisen lassen. Auch die erw arteten 
Gewinne der Notenbanken aus der 
Rückzahlung von älteren Griechen­
land-Anleihen sind noch nicht reali­
siert, sie fließen auch nicht sofort. Die­
se Gewinne sollen nach A then weiter­
gereicht werden. Aber sie fehlen in 
den Haushalten der Geberländer, weil 
sie dort schon verbucht sind. Für das 
abermalige Anwerfen der elektroni­
schen Notenpresse der Europäischen 
Zentralbank ist kein Betrag genannt. 
Hier handelt es sich um so etwas wie 
den Joker. Was nach Auszählung der 
vielen Unbekannten fehlt, soll wohl 
von der EZB kommen, die ihre Notfall­
hilfe für griechische Banken weiterlau­
fen lässt, um den griechischen Staat fi­
nanzieren zu können. Auch hier gilt 
ein politisches Sprechverbot. M onetä­
re Staatsfinanzierung · darf das kein 
Mensch nennen. Mal sehen, ob diese 
Form der „Rettung“ Griechenland bis 
zur Wahl in Deutschland trägt.

G riechenland habe geliefert, sagte 
Jean-Claude Juncker, Chef der Euro­
gruppe, zum Auftakt des Verhand­
lungsmarathons. Tatsächlich hat die 
neue Regierung in Athen nur die nach 
unten geschraubten Auflagen der Troi­
ka erfüllt und einige Voraussetzungen 
für Reformen geschaffen. Verwirk­
licht sind diese noch nicht. Solange 
etwa die Steuerverwaltung in G rie­
chenland ausstehende Steuern nicht 
eintreibt, fragen sich Steuerzahler aus 
anderen Ländern, warum sie dafür 
zahlen sollen. Inzwischen glaubt so­
gar die Eurogruppe den Reformver­
sprechen nicht mehr. Sonst würden 
die „Retter“ kein Sperrkonto einrich­
ten, die Auszahlung aufteilen und von 
konkreten Reformschritten abhängig 
machen. W eder Forderungsverzicht 
noch Transferzahlung können ein 
Griechenland aus dem Schulden­
sumpf retten, das seine Strukturen 
und Verhaltensweisen nicht ändert.

http://www.ihk-transparent.de
http://www.ihk-transparent.de
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Norwegen hat das 
Betreuungsgeld gekürzt
In Skandinavien gibt es die 
Sozialleistung seit langem.
Wegen unerwünschter Folgen 
ist es umstritten und mehr­
fach reformiert worden.

lzt. FRANKFURT, 27. November. Wer das 
Betreuungsgeld für eine Erfindung der 
CSU hält, der irrt. In Nordeuropa, das we­
gen gut ausgebauter Betreuungseinrich­
tungen für Kleinkinder gemeinhin am an­
deren Ende des politischen Spektrums als 
Vorbild gehandelt wird, erhalten Eltern 
seit vielen Jahren Geld vom Staat, wenn 
sie auf das öffentliche Angebot verzich­
ten und ihre Kinder zwischen deren ers­
tem und drittem Geburtstag zu Hause er­
ziehen: in Finnland seit 1985, in Norwe­
gen seit 1998 und in Schweden seit 2008.

Vor allem in Norwegen war die von ei­
ner bürgerlichen Regierung eingeführte 
Leistung allerdings von Anfang an um­
stritten. In mehreren Schritten wurde sie 
deshalb in den vergangenen Jahren von 
der derzeitigen Regierung unter sozialde­
mokratischer Führung gekürzt, zuletzt im 
zurückliegenden Sommer, als sie auf das 
zweite Lebensjahr der Kinder beschränkt 
wurde. Seit 2003 sind sowohl die mögli­
che Auszahlungsdauer als auch die Zahl 
der Empfänger deutlich gesunken. Wurde 
das Betreuungsgeld in der Spitze an rund 
75 Prozent aller Eltern ausgezahlt, waren 
es zuletzt weniger als 25 Prozent; parallel 
ist die Zahl der verfügbaren Kita-Plätze 
stark gestiegen. In Finnland nehmen etwa 
50 Prozent der Eltern die Leistung in An­
spruch, in Schweden weniger als 5 Pro­
zent. Dort und in Finnland beträgt der 
Auszahlungsbetrag umgerechnet rund 
330 Euro im Monat. In Norwegen sollte 
die Summe ursprünglich dem staatlichen 
Zuschuss zur Betreuung in einer Kinderta­
gesstätte entsprechen, eine Angleichung 
an dessen Erhöhung fand jedoch nur an­
fangs statt. Nach Berechnungen der Tages­
zeitung „Aftenposten“ ist die jährliche 
Höchstsumme daher seit 2003 inflations­
bereinigt um 20 Prozent gesunken.

Ausgezahlt wird auch dann, wenn El­
tern ihr Kind nur wenige Stunden in der 
Woche in öffentliche Betreuung geben 
oder es zur Finanzierung einer privaten 
Betreuung einsetzen. Die jüngste Reform 
in Norwegen, die im August in Kraft getre­

ten ist, hat die Regeln vereinfacht. Gab es 
vorher, je nach beanspruchter Zeit in öf­
fentlicher Betreuung, fünf Auszahlungs­
stufen, erhalten Eltern nun entweder um­
gerechnet 680 Euro im Monat, wenn sie 
auf die Kita verzichten, 450 Euro, wenn 
sie diese zwanzig oder weniger Stunden 
in der Woche nutzen, oder nichts, wenn 
die Betreuungszeit darüber liegt.

Auch wird nach Alter differenziert: _ 
Während die Leistung für Kinder zwi­
schen dem dreizehnten und achtzehnten 
Lebensmonat angehoben wurde, wird sie 
für Kinder im dritten Lebensjahr nicht 
mehr gezahlt. So soll Geringverdienern

Gut betreut: Kinder in Schweden Foto afp

der Anreiz genommen werden, ihren Kin­
dern eine öffentliche Betreuung aus finan­
ziellen Gründen vorzuenthalten. Denn ge­
nau diese unerwünschte Folge des Betreu­
ungsgeldes haben Sozialwissenschaftler 
rasch festgestellt: Unter den Beziehern 
der Leistung gibt es überproportional vie­
le Eltern mit niedrigem Bildungsni- 
veauAußerdem hat es sich den Statistiken 
zufolge besonders negativ auf den Beschäf­
tigungsgrad von Müttern mit Migrations­
hintergrund ausgewirkt. Ein ähnliches 
Bild zeigt sich in Finnland und Schweden.

Standpunkt: Friedrich L. Seil

Ein Stillhaltepakt für Katalonien
U nter dem Titel „Mein Katalonien“ 

veröffentlichte George Orwell 
1938 ein immer noch oft zitiertes 

Buch über seine Erfahrungen im Spani­
schen Bürgerkrieg (1936 bis 1939), insbe­
sondere den Kampf der katalanischen So­
zialisten, Kommunisten und Anarchisten 
gegen -die aufständischen Truppen von 
General Franco. In den fast 40 Jahren 
Diktatur nach Ende des Bürgerkriegs hat 
Francos Regime nicht nur das Basken­
land, sondern auch Katalonien massiv un­
terdrückt. Heute steht nach 35 Jahren De­
mokratie die autonome Region Katalo­
nien -  noch mehr als die akute Bank 
und Schuldenkrise -  im Mittelpunkt alici 
Diskussionen im krisengeschüttelten Spa­
nien. Der Rest Europas nimmt davon 
noch wenig Notiz. Dabei geht es um ei­
nen Sprengsatz für den spanischen Staat: 
Der amtierende regionale Ministerpräsi­
dent Artur Mas hat sich vergangenen 
Sonntag vorzeitig den Wahlen zum katala­
nischen Parlament gestellt. Zwar hat sei­
ne liberal-konservative Partei CiU (Con­
vergencia i Unió) die absolute Mehrheit 
verfehlt und sogar Parlamentssitze einge­
büßt. Aber nun hält Mas nach Verbünde­
ten Ausschau, um doch noch sein Referen­
dum, in dem er (nur) die Katalanen über 
die volle Souveränität Kataloniens und 
eine Abspaltung von Zentralspanien ab­
stimmen lassen will, durchzusetzen. Er 
wird sie vermutlich in der nationalisti­
schen Linken (ERC) finden.

Spanische Verfassungsrechtler halten 
den von Mas anvisierien Weg eines nur in 
Katalonien abzuhaltenden „Referen­
dums“ für unvereinbar mit der spanischen 
„Constitución“; ihnen zufolge würde nur

Friedrich L. Seil ist Ökonom an 
der Universität der Bundeswehr 
in München.

eine ausreichende Mehrheit in einer Volks­
abstimmung aller Spanier den Austritt aus 
dem spanischen Staatsverbund legitimie­
ren. Die EU-Kommission hat schon vor 
den Regionalwahlen festgestellt, dass ein 
ausgetretenes Katalonien nicht automa­
tisch EU-Mitglied werden würde, sondern 
einen eigenen Aufnahmeantrag zu stellen 
hätte. Dieser bedürfte dann einer einstim­
migen Annahme der 27 EU-Staaten. 
Schwer vorstellbar, dass das restliche Spa­
nien da mitmachen würde.

Fortsetzung von Seite 9

Zweifel an der Tragfähigkeit
Wie viele Kredite sind Griechenland 
seit 2010 zugesagt worden?

Etwa 246 Milliarden Euro. Sie setzen 
sich zusammen aus 73 Milliarden Euro, 
die im ersten Programm ausgezahlt wur­
den, und den im zweiten Programm zuge- 
Sagten rund 173 Milliarden Euro.

Wie solide ist der Schuldenabbau durch­
gerechnet?

/  Offenbar nicht sehr solide. Schon jetzt 
/  zeichnet sich neuer Bedarf nach dem 
I Ende der laufenden Griechenland-Pro­

gramme (Euroländer: 2014, IWF: 2016) 
j ab. Für 2016 versprechen die Europäer 
I einen griechischen Schuldenstand von 
\  175 Prozent, der bis 2020 auf 124 Prozent

sinken soll. Das ist viel mehr, als IWF und 
Europäer in früheren Analysen an Redu­
zierung angenommen hatten. Im März 
war eine Reduzierung von 29 Prozent­
punkten geplant, im Mai 2010 nur von 15.

Der Bundesfinanzminister hat stets be­
tont, ein Schuldenschnitt fü r  die öffentli­
chen Gläubiger stehe nicht zur Debatte. 
Wie lange ist das durchzuhalten?

Die Stunde der Wahrheit wird spätes­
tens 2014 kommen. Wie Schäuble hervor­
hob, hat die Eurogruppe weitere Maß­
nahmen nicht ausgeschlossen, wenn 
dann absehbar ist, dass die griechischen 
Schulden sonst nicht auf ein tragfähiges 
Niveau gebracht werden können. Dazu

Ohne EU-Mitgliedschaft stünde Kata­
lonien -  hoch verschuldet und mit einer 
Arbeitslosenquote von 22 Prozent belas­
tet, die nur unwesentlich geringer als der 
nationale Durchschnitt ist -  ohne An­
spruch auf den Euro da, katalanische Ge­
schäftsbanken könnten sich nicht mehr 
bei der EZB refinanzieren, die neu zu 
schaffende eigene Notenbank müsste un­
verzüglich eine eigene Währung aus dem 
Boden stampfen. Die auf Euro lautende 
erhebliche Staatsschuld Kataloniens 
müsste weiter bedient werden, was eige­
ne Leistungsbilanzüberschüsse voraus­
setzt. Immerhin kommen heute schon 27 
Prozent der spanischen Exporte aus Kata­
lonien. Viele weitere Umstellungsproble­
me stünden an, die schon am Beispiel 
Griechenlands und seines möglichen 
Euroaustritts diskutiert worden sind.

Für den Rest Europas würde sich eine 
noch viel bangere Frage stellen: Was wird 
dann aus dem wirtschaftlich, kulturell, po­
litisch reduzierten spanischen Gesamt­
staat, der auf nahezu 20 Prozent seiner 
Wirtschäftsleistung verzichten müsste? 
Von den sprudelnden Steuereinnahmen 
Kataloniens, das neben dem Baskenland 
die dynamischste Region darstellt, und 
den Nettotransfers an das übrige Spanien 
in der Größenordnung von 12 bis 16 Milli­
arden Euro einmal ganz abgesehen: Was 
passiert mit der Bonität des spanischen 
Reststaates, in welche Höhen springen

gehören eine geringere Beteiligung Grie­
chenlands an europäischen Ausgabenpro­
grammen und eine nochmalige Zinssen­
kung. Aber nicht nur das: „Wir haben 
dann weitere Maßnahmen nicht ausge­
schlossen, wenn ein Primärüberschuss er­
zielt wird, weil dann die rechtliche Be­
trachtung entfällt“, berichtete Schäuble.

Wie stark belasten die zusätzlichen 
Maßnahmen den Bundeshaushalt?

Im nächsten Jahr wird der Bund erst­
mals direkt aus dem Bundeshaushalt 
Geld an Athen überweisen. Hintergrund 
ist die Absprache, Gewinne der Noten­
banken nach Athen weiterzuleiten. Für 
die Bundesbank sind die Zinsen und Be-

die Risikoprämien auf spanische Staatsan­
leihen, wie viel mehr müsste die EZB, 
nach einem zu erwartenden Hilfeersu­
chen der spanischen Regierung an den 
ESM, an den „Sekundärmärkten“ interve­
nieren, um Kurspflege zu betreiben, wie 
viele Jahre länger würde die Erholung 
der spanischen Wirtschaft und des maro­
den Bankensektors dauern, wie sehr wür­
de die Arbeitslosenquote Gesamtspa­
niens von 25 Prozent ansteigen? Man · 
mag sich gar nicht alles ausdenken.

Europa darf dieser sich abzeichnenden 
Tragödie nicht länger zusehen. Es geht 
darum, den streitenden Parteien (hier die 
spanische Zentralregierung, dort die kata­
lanische Regionalregierung) einen Still­
haltepakt abzuringen. Da Spanien (und 
auch ein zukünftig denkbares selbständi­
ges Katalonien) auf Europas Hilfen ange­
wiesen sind, können die europäische Insti­
tutionen eine solche Forderung auch 
durchsetzen: Erst nach Überwindung der 
europäischen Banken- und Schuldenkrise 
darf das Thema einer möglichen Abspal­
tung Kataloniens wieder auf die Tagesord­
nung kommen. Nur ein spanischer Ge­
samtstaat mit Katalonien an Bord hat 
nämlich eine realistische Chance, als Teil 
Europas der Krise zu entkommen. Gut 
möglich, dass eine wiedeferstarkte spani­
sche Wirtschaft und Gesellschaft den Ka­
talanen nicht mehr so abschiedswürdig er­
scheint.

wertungsgewinne mit griechischen Anlei­
hen (2013 rund 599 Millionen Euro) Er­
träge, denen Rückstellungen und Risiko­
vorsorge gegenüberstehen. Da also nicht 
klar ist, wie hoch der Bundesbankgewinn 
ist, leistet der Bund seinen Teil direkt aus 
dem Bundeshaushalt an Athen. Doch 
zeigte sich Schäuble sicher, dass den Leis­
tungen aus dem Bundeshaushalt irgend­
wann entsprechende Überweisungen der 
Bundesbank folgen werden. Hinzu 
kommt als Belastung für seinen Etat eine 
Mindereinnahme von 130 Millionen 
Euro, weil die staatseigene KfW wegen 
der verabredeten Zinsentlastung für 
Athen mit den Krediten keinen Über­
schuss mehr erwirtschaften wird.


